
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

1 
 

Wermelskirchen, 25. Juni 2025 

 

Gemeinsamer Antrag zur Einführung der Bezahlkarte der Fraktionen der SPD, FDP und 
Bündnis 90/Die Grünen im Rat der Stadt Wermelskirchen 

Sehr geehrte Frau Bürgermeisterin, 

die Unterzeichner stellen folgenden Antrag für die Ratssitzung am 07.07.2025. Der zuständige 
Ausschuss für Soziales und Inklusion tagt als letzter vor der Sommerpause erst nach der 
betreffenden Sitzung des Rates. Bislang ist vor der Kommunalwahl im September keine weitere 
Ausschusssitzung geplant.  

Antrag: 

Der Rat der Stadt Wermelskirchen möge beschließen, von der Opt-Out-Regelung bei der 
Einführung der Bezahlkarte für Asylbewerber Gebrauch zu machen und so nach einem 
Jahr wieder die Leistungen in bisheriger Form zu gewähren, sofern sich die Einschätzung 
der Verwaltung bestätigt, dass die Umsetzung zu einem sehr hohen Mehraufwand führt, der 
keinen Vorteil mit sich bringt. 

Begründung: 

In den Darstellungen anderer Kommunen wie zum Beispiel Remscheid wird festgestellt, dass 
keine Erleichterung im Verfahren bei Einführung der Bezahlkarte, sondern vielmehr ein 
Mehraufwand zu erwarten ist. 

Bei Bestandsfällen könnte auf diverse Ausnahmeregelungen gepocht werden, dies führt zu 
aufwendigen Einzelfallprüfungen. Überweisungen ins Ausland werden durch die Bezahlkarte 
zwar umständlicher, ausgeschlossen ist die Möglichkeit aber weiterhin nicht. 
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An 
die Bürgermeisterin  
der Stadt Wermelskirchen  
    
Frau Marion Holthaus 
 
 

Fraktion im Rat 
der Stadt Wermelskirchen 
 
Postadresse 
Telegrafenstr. 29-33 
42929 Wermelskirchen 
 
Fraktionsbüro 
Obere Remscheider Str. 6 
42929 Wermelskirchen 
Telefon: 02196/84994 
www.gruene-wermelskirchen.de  
Email: 
gruene-fraktion-wermelskirchen@t-on-
line.de 
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Weiterer Mehraufwand entsteht insbesondere: 

 bei Arbeitsaufnahme/-aufgabe durch Wechsel auf Girokonto und zurück auf Bezahlkarte, 
 durch Sicherstellung von Überweisungen, 
 durch Anhörungsverfahren und Einzelfallentscheidungen in allen Leistungsfällen, 

insbesondere die Prüfung von Härtefallen bei der Barleistungsgrenze und gerichtlicher 
Überprüfung, 

 durch Anwendungsfehler (Kartensperrung, z.B. PIN vergessen, Kartenverlust), 
 durch die Administrierung des Bezahlkartensystems und 
 durch Überprüfung und Pflege der Daten zur White-/Black List 

Im Zuge der Bestrebungen einer Entbürokratisierung und Schonung der Ressourcen in der 
Verwaltung bitten wir um Zustimmung des Antrags. 

Mit freundlichen Grüßen 

Andreas Willinghöfer                  Michael Faubel                 Marco Frommenkord 
Bündnis 90/Die Grünen                 SPD                     FDP 
Ratsmitglied    Ratsmitglied   Fraktionsvorsitzender   

 

   


